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5. VG Frankfurt a.M. – Keine verwaltungsrechtliche
Klagebefugnis für Verbraucherschutzverein im
Lebensmittelrecht

In einer etwas kurios anmutenden Gestaltung musste das VG
Frankfurt a.M. darüber befinden, ob ein Verbrauchschutzverein
im Lebensmittelrecht befugt ist, von Behörden ein Tätigwerden
im Zusammenhang mit vermeintlichen lebensmittelrechtlichen
Verstößen eines Lebensmittelunternehmens zu verlangen und
dieses gerichtlich durchzusetzen.158) Es geht hier also gerade
nicht um die eigene Verbandsklagebefugnis eines solchen Ver-
eins vor den Zivilgerichten, sondern dessen Eigenschaft in ver-
waltungsrechtlichen Verfahren. Nicht ganz überraschend ver-
neinte das Gericht hier bereits die erforderliche Klagebefugnis
gemäß § 42 Abs. 2 VwGO des Vereins.159) Es weist darauf hin,
dass es gerade kein allgemeines verwaltungsrechtliches Ver-

bandsklagerecht im Lebensmittelrecht gibt; dessen Schaffung
obläge allein dem Gesetzgeber, der hierzu aber nicht verpflichtet
ist, weil es für ein derartiges Schutzinstitut angesichts bestehen-
der Instrumente keinen Bedarf gibt.160) Eine subjektive Klagebe-
fugnis ergibt sich dabei für einen Verbraucherschutzverband ins-
besondere nicht aus Art. 7 der VO (EU) 1169/2011 (LMIV).161)

Der Verein kann diese subjektive Betroffenheit auch nicht durch
die Schaffung entsprechender Ziele in seiner Satzung selbsttätig
schaffen.162)

158) VG Frankfurt a. M., 24.04.2025 – 5 K 3319/20.F, BeckRS 2025, 11934.
159) VG Frankfurt a. M., 24.04.2025 – 5 K 3319/20.F, BeckRS 2025, 11934, Rn. 17 f.
160) VG Frankfurt a.M., 24.04.2025 – 5 K 3319/20.F, BeckRS 2025, 11934, Rn. 19;

Rn. 32 ff.
161) VG Frankfurt a. M., 24.04.2025 – 5 K 3319/20.F, BeckRS 2025, 11934, Rn. 21 f.
162) VG Frankfurt a. M., 24.04.2025 – 5 K 3319/20.F, BeckRS 2025, 11934, Rn. 27.
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Zum nunmehr vierten Mal beleuchten die Autoren die aktuellen
Entwicklungen in Bezug auf das Widerrufsrecht, wobei die Konzen-

tration auf dem Fernabsatzrecht und dem Außer-Geschäftsräume-
Recht liegt. Erneut zeigt sich, dass die rechtlichen Herausforderun-
gen für Unternehmer nicht weniger, sondern mehr werden.

I. Einleitung
Zum vierten Mal beschäftigen sich die Autoren mit praktischen
Problemen, die sich im Zusammenhang mit dem Widerrufsrecht
stellen.1) Nachdem betrachtet wird, welche Probleme der Ver-
gangenheit geklärt wurden, folgt eine Übersicht über die aktuelle
Rechtsprechung. Abschließend soll ein Ausblick auf sich bereits
ankündigende oder beschlossene Rechtsänderungen und damit
verbundene neue Herausforderungen für Unternehmen gegeben
werden.

Nicht betrachtet werden insbesondere Fernabsatzverträge über
Finanzdienstleistungen, auch wenn bezüglich dieser Verträge
ebenfalls größere Neuerungen bevorstehen.2) Ebenfalls unbe-
rücksichtigt bleiben sollen die kommenden Änderungen im Ver-
braucherkreditrecht.3)

II. Rückblick

1. Gehört die Telefonnummer in dieWiderrufsbelehrung?
Die Frage, ob Unternehmer eine Telefonnummer innerhalb der
Widerrufsbelehrung angeben müssen, war bislang in jeder Be-
trachtung der Autoren Gegenstand der Untersuchung. Zunächst
bestand unter den nationalen Gerichten noch keine Einigkeit
darüber, ob eine Telefonnummer auch zwingend in der Beleh-
rung genannt werden muss.4) Zu jener Zeit wurde die Frage er-
örtert, welche Bedeutung dem Begriff „soweit verfügbar“ zuzu-
messen sei. Der EuGH5) klärte diese Frage dahingehend, dass die
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* Mehr über die Autoren erfahren Sie auf S. 409.

1) Becker/Rätze, WRP 2019, 429; Becker/Rätze, WRP 2022, 282; Becker/Rätze, WRP
2024, 280.

2) Vgl. etwa das Gesetz zur Änderung des Verbrauchervertrags- und des Versicherungs-
vertragsrechts sowie zur Änderung des Behandlungsvertragsrechts, BR-Drs. 7/26.

3) Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der RL (EU) 2023/2225 über Verbrau-
cherkreditverträge, BT-Drs. 21/1851.

4) Ausführlich Becker/Rätze, WRP 2019, 431 f.
5) EuGH, 14.05.2020 –C‑266/19,WRP 2020, 843 – EIS/TOmit Kommentar Rätze, WRP

2020, 845.
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Angabe der Telefonnummer im Rahmen derWiderrufsbelehrung
nur erforderlich sei, wenn der Unternehmer auf seiner Webseite
deutlich macht, dass er eine Telefonnummer für die Kommuni-
kationmit Verbrauchern verwendet.6) Damals bestand für Unter-
nehmer jedoch keine allgemeine Pflicht, eine Nummer im Shop
anzugeben, beispielsweise im Impressum. Ebenso bestand keine
Verpflichtung, einen Telefonanschluss einzurichten.7)

Die sog. Omnibus-RL8) führte zu einer Reform der Verbraucher-
rechterichtlinie9) (im Folgenden VRRL). Gemäß Art. 6 Abs. 1
lit. c VRRL sind nunmehr alle vomAnwendungsbereich erfassten
Unternehmer dazu verpflichtet, eine Telefonnummer generell
anzugeben. Die Rechtsprechung des EuGH, nach der sich Unter-
nehmen keinen Telefonanschluss anschaffen müssten, ist damit
überholt.10)

Aus dieser Änderung der Rechtslage wurde gefolgert, dass eine
Telefonnummer auch immer in der Widerrufsbelehrung anzuge-
ben sei.11)

Der BGH vertritt im Gegensatz dazu die Auffassung, dass die
unterbliebene Angabe einer Telefonnummer keinen Einfluss
auf den Lauf derWiderrufsfrist hat.12) Eine Vorlage an den EuGH
lehnt der VIII. Senat ab. Er meint, es handle sich um einen acte
clair.13) Aus den bisherigen Urteilen des EuGH gehe hervor, dass
eine Telefonnummer nicht zwingend anzugeben sei, woran auch
die neue Rechtslage durch die Omnibus-RL nichts ändere.14)

Der Senat verletzt mit seiner Entscheidung seine Vorlagepflicht
aus Art. 267 Abs. 3 AEUV.15) Unternehmern ist zu empfehlen, in
die Widerrufsbelehrung eine Telefonnummer aufzunehmen. Die
Instanzgerichte unterliegen keiner Bindung an die Entscheidung
des BGH. Sie sind jederzeit befugt, den EuGH im Rahmen eines
Vorabentscheidungsverfahrens anzurufen. Gleiches gilt für die
Gerichte der anderen Mitgliedstaaten.

2. Gehört die Faxnummer in die Widerrufsbelehrung?
Dagegenmuss eine Faxnummer nicht in derWiderrufsbelehrung
genannt werden.16) Dies ergibt sich bereits daraus, dass mit der
Omnibus-RL die Faxnummer als gegebenenfalls anzugebende
Information aus der VRRL gestrichen wurde.17) Dementspre-
chend wurde die Erwähnung der Faxnummer auch aus der Mus-
ter-Widerrufsbelehrung und dem verpflichtend zur Verfügung
zu stellenden Muster-Widerrufsformular entfernt.18) Dass die

diesbezügliche Rechtsänderung auch Folgen auf die Informati-
onspflichten des Unternehmers hat, erkannte – im Gegensatz zur
Problematik mit der Telefonnummer – auch der BGH.19)

III. Aktuelle Rechtsprechung

1. Anwendungsbereich Verbrauchervertrag
Das Widerrufsrecht findet – im Rahmen der vorliegenden Be-
trachtung – gemäß § 312g Abs. 1 BGB nur Anwendung bei au-
ßerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen i. S. d.
§ 312b BGB oder bei Fernabsatzverträgen i. S. d. § 312c BGB.
Beiden Vertragstypen ist gemein, dass es sich um Verbraucher-
verträge handelt, bei denen sich der Verbraucher zur Zahlung
eines Preises verpflichtet, § 312 Abs. 1 BGB.

Gemäß der Legaldefinition des § 310 Abs. 3 BGB sind Verbrau-
cherverträge Verträge zwischen einem Unternehmer und einem
Verbraucher. Die Einstufung einer Person als Verbraucher i. S. d.
§ 13 BGB oder als Unternehmer i. S. d. § 14 BGB ist folglich von
entscheidender Relevanz für die Anwendbarkeit zentraler
Schutzvorschriften des Verbraucherrechts.

a) Verbrauchereigenschaft
Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu
Zwecken abschließt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen
noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet wer-
den können, § 13 BGB.

Für die Annahme der Verbrauchereigenschaft ist demnach nicht
ein bestimmter Status maßgeblich, sondern eine objektiv zu be-
stimmende Zweckrichtung der Handlung, die zum Vertragsab-
schluss führt.20) Abgrenzungsschwierigkeiten bestehen dabei
insbesondere im Bereich der Existenzgründung.21) Es ist keine
Voraussetzung für unternehmerisches Handeln, dass die ge-
werbliche oder selbstständige berufliche Tätigkeit bei Vertrags-
schluss bereits ausgeübt wird.22)

Unternehmer ist vielmehr, wer ein Geschäft vornimmt, dessen
objektive Zweckrichtung die Aufnahme einer gewerblichen oder
selbstständigen beruflichen Tätigkeit ist, auch wenn er bislang
nicht unternehmerisch tätig war.23) Eine geschäftliche Erfah-
rung ist also nicht erforderlich.24)

Demgegenüber sind Rechtsgeschäfte, die der Entscheidung da-
rüber dienen, ob es überhaupt zu einer Existenzgründung kom-
men soll, oder die diese Entscheidung vorbereiten, dem Verbrau-
cherhandeln zuzuordnen.25) Dies umfasst also auch Geschäfte,
in denen erst die erforderliche Sachkunde verschafft werden soll,
um die Entscheidung über die Existenzgründung überhaupt tref-
fen zu können.26)

Ist beispielsweise ein Coaching-Vertrag ausschließlich auf Hilfe-
stellung zur Ausübung einer geplanten unternehmerischen Tä-
tigkeit gerichtet, ohne Informationen über die Voraussetzungen
der Existenzgründung oder deren Empfehlungswürdigkeit zu
beinhalten, ist er objektiv dem unternehmerischen Bereich zu-
zuordnen.27)

Einordnungsprobleme können sich ergeben, wenn sich der Leis-
tungsinhalt sowohl einem Verbraucher- als auch einem Unter-
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6) Ausführlich Becker/Rätze, WRP 2022, 282, 283 f.
7) Vgl. EuGH, 10.07.2019 – C‑649/17, WRP 2019, 997 – Verbraucherzentrale Bundes-

verband/Amazon EU.
8) RL (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.11.2019 zur

Änderung der RL 93/13/EWG des Rates und der RL 98/6/EG, 2005/29/EG und
2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur besseren Durchsetzung
und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union, ABl. L, 328/7,
18.12.2019.

9) RL 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 25.10.2011 über die
Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der RL 93/13/EWG des Rates und der
RL 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung
der RL 85/577/EWG des Rates und der RL 97/7/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates, ABl. v. 22.11.2011, L 304/64.

10) Vgl. Föhlisch, in: BeckOK IT-Recht, 20. Edition, 01.10.2025, Art. 246a § 1 EGBGB
Rn. 13; Wendehorst, in: MüKoBGB, 10. Aufl. 2025, BGB § 312d Rn. 23.

11) Vgl. Becker/Rätze, WRP 2024, 280, 281; Buchmann/Panfili, WRP 2024, 1303, 1305;
Flohr, in: Martinek/Semler/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, 5. Aufl. 2025, § 7
Rn. 61c.

12) BGH, 25.02.2025 – VIII ZR 143/24, WRP 2025, 498; Schirmbacher, in: Spindler/
Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl. 2026, § 356 BGB
Rn. 48.

13) Kritisch dazu Rätze, WRP 2025, 569, 574; Wendehorst, in: MüKoBGB (Fn. 10), BGB
§ 312d Rn. 58.

14) BGH, 25.02.2025 – VIII ZR 143/24, WRP 2025, 498, Rn. 14.
15) Ausführlich Rätze, WRP 2025, 569, 574.
16) BGH, 22.07.2025 –VIII ZR 5/25, WRP 2025, 1193; Schirmbacher, in: Spindler/Schus-

ter/Kaesling (Fn. 12), § 356 BGB, Rn. 48.
17) Vgl. Schmidt, in: Brönneke/Föhlisch/Tonner, Das neue Schuldrecht, 1. Aufl. 2022, § 1

Rn. 40.
18) Vgl. Föhlisch, in: Brönneke/Föhlisch/Tonner (Fn. 17), § 3 Rn. 77.

19) BGH, 22.07.2025 – VIII ZR 5/25, WRP 2025, 1193, 1195, Rn. 10.
20) Föhlisch, in: Hoeren/Sieber/Holznagel, Handbuch Multimedia-Recht, 62. EL 2024,

Teil 13.4, Rn. 21; BGH, 24.02.2005 – III ZB 36/04, K&R 2005, 326.
21) Siehe dazu bereits Becker/Rätze, WRP 2024, 280, 282.
22) Vgl. BGH, 24.02.2005 – III ZB 36/04, K&R 2005, 326 – Keine Verbrauchereigen-

schaft bei Existenzgründung.
23) Vgl. BGH, 24.02.2005 – III ZB 36/04, K&R 2005, 326 – Keine Verbrauchereigen-

schaft bei Existenzgründung.
24) BGH, 15.11.2007 – III ZR 295/06, WRP 2008, 111 – Existenzgründungsbericht.
25) BGH, 15.11.2007 – III ZR 295/06, WRP 2008, 111 – Existenzgründungsbericht.
26) BGH, 15.11.2007 – III ZR 295/06, WRP 2008, 111 – Existenzgründungsbericht.
27) OLG Hamm, 15.10.2025 – 12 U 63/25, WRP 2025, 1612, 1614, Rn. 22.
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nehmerhandeln zuordnen lässt. Verträge über ein Mentoring-
Programm, die auch die Entscheidung über eine mögliche Exis-
tenzgründung lediglich vorbereiten, behalten ihren Charakter
als Verbrauchervertrag auch dann, wenn sie mit Leistungen
kombiniert werden, die bereits auf die spätere unternehmerische
Tätigkeit gerichtet sind, so das OLG Stuttgart.28)

Dem ist zuzustimmen. Die angebotenen Leistungsinhalte richten
sich jedenfalls an Vertragspartner, die auch aus Sicht des leis-
tenden Unternehmers noch einem Vorbereitungsstadium zuzu-
ordnen sind. Der Grad der Entschlossenheit des Verbrauchers
zur Aufnahme der betreffenden beruflichen Tätigkeit ist oft die-
sem selbst bei Vertragsabschluss nicht deutlich und von Unter-
nehmerseite als innere Tatsache nicht mit der erforderlichen
rechtlichen Sicherheit zu bestimmen. Der Praxishinweis an Un-
ternehmen, die Beratungs-, Coaching- oder Gründungsleistungen
anbieten, immer über das Widerrufsrecht zu belehren, gilt dem-
gemäß fort.29)

b) Stellvertretung
Von hoher Praxisrelevanz ist eine anstehende Entscheidung des
EuGH auf Vorlage des KG,30) die u.a. grundlegende Fragen zur
Einschaltung von beruflichen oder gewerblichen Beratern durch
den Verbraucher im Kontext des Abschlusses eines Fernabsatz-
vertrages betrifft sowie schließlich Missbrauchsfragen in Bezug
auf die Ausübung des Widerrufsrechtes umfasst.

aa) Architekt im Auftrag des Verbrauchers

Der EuGH muss insbesondere klären, ob sich die Verbraucher-
eigenschaft und damit die Einordnung als Fernabsatzvertrag än-
dert, wenn ein unabhängiger Unternehmer als vom Verbraucher
beauftragter Stellvertreter die Vertragsanbahnung oder den Ver-
tragsschluss eigenständig übernimmt.

Eine Verbraucherin wollte zwei Etagen an einem in ihrem Eigen-
tum stehenden Mehrfamilienhaus aufstocken und hatte einen
Architekten mit der Planung, Überwachung und Mitwirkung
bei entsprechenden Vertragsabschlüssen beauftragt.31) Dieser
erstellte und übersandte einen Vertragsentwurf an den Bauun-
ternehmer. Eine Widerrufsbelehrung hatte der Architekt in dem
von ihm erstellten Vertragsentwurf nicht vorgesehen.32)

Nachdem das Gerüst im Januar 2021 zum Gebrauch überlassen
wurde, erfolgte im Dezember 2021 der Widerruf durch die Ver-
braucherin. Der Zahlungsklage der Gerüstbaufirma, die noch
über 100.000 Euro Außenstände verlangte, wurde durch die Ver-
braucherinmitWiderklage auf Zahlung der gezahlten Abschlags-
zahlungen begegnet.33)

bb) Anwendungsbereich Fernabsatzvertrag

Das KG neigt zu der Auffassung, dass der unter Einschaltung des
Architekten als Verhandlungsgehilfen zwischen den Parteien zu-
stande gekommene Vertrag nicht dem Anwendungsbereich des
Fernabsatzvertrags, § 312c Abs. 1 BGB bzw. Art. 2 Nr. 7 VRRL,
unterfällt.34) Zweck der Regelung sei der Ausgleich der für Dis-
tanzgeschäfte typischen Defizite auf Seiten des Verbrauchers.
Der Verbraucher kann vor Abschluss des Vertrages die Ware

oder Dienstleistung nicht testen und er kann sich auch nicht
an eine Person wenden, um weitere Informationen zu erhal-
ten.35)

Derartige Informationsdefizite seien allerdings nicht zu erwar-
ten, wenn ein Unternehmer als Verhandlungsgehilfe Fachkunde
habe und für Nachfragen zur Verfügung stehe.36) Jedenfalls
dann, wenn der eingeschaltete Unternehmer zusätzlich den Leis-
tungsgegenstand vorgibt und nur zur Klärung weiterer Vertrags-
konditionen an den Vertragspartner des Verbrauchers herantritt,
soll nach Auffassung des KG kein Fernabsatzvertrag mehr vor-
liegen.37)

Diese Argumentation entspricht derjenigen für den umgekehrten
Fall der Einschaltung eines Dritten durch den Unternehmer.38)

Der EuGH entschied, dass in Konstellationen, in denen der unter-
nehmensseitig eingeschaltete Vermittler die in Art. 6 VRRL ge-
nannten Informationen erteilt und der Verbraucher diesem Ver-
mittler Fragen stellen kann, um Zweifel an der Tragweite der
etwaigen vertraglichen Bindung an den Unternehmer auszuräu-
men, kein Fernabsatzvertrag vorliegt.39) Der Gerichtshof spricht
aber von einem „im Namen oder Auftrag des Unternehmers han-
delnden Vermittler“.40) Dem entspricht auch die im Rahmen des
Erwägungsgrundes 14 VRRL legitimierte nationale Umsetzung
in § 312c Abs. 1 BGB („oder eine in seinem Namen oder Auftrag
handelnde Person“).

cc) Aufgaben des Vermittlers

So ist ein Vertrag, den ein Autohausmitarbeiter einem Verbrau-
cher zu einer Leasinggeber-Bank vermittelte, nicht als Fernab-
satzvertrag zwischen demVerbraucher und der Bank anzusehen,
wenn der Mitarbeiter im Namen und im Auftrag der Bank tätig
war, etwa, weil er von ihr die Befugnis erhalten hatte, die Berech-
nung der verschiedenen Elemente des Vertragsgegenstands vor-
zunehmen, die Modalitäten und Bedingungen des Vertrags mit
dem Verbraucher zu erörtern, Auskünfte über den beabsichtig-
ten Vertrag zu erteilen und Fragen des Verbrauchers zu beant-
worten sowie dessen schriftlichen Antrag auf Abschluss dieses
Vertrags mit der Bank auszufüllen, entgegenzunehmen oder wei-
terzuleiten.41)

Der EuGH qualifiziert andererseits Konstellationen als Fernab-
satzvertrag, in denen der Verbraucher zwar Informationen beim
eingeschalteten Dritten sammelt, aber gerade nicht mit dem Un-
ternehmer verhandeln kann.42) Dem folgt im Ergebnis auch der
OGH, der trotz der unmittelbaren Informationsmöglichkeiten bei
einer Probefahrt mit einem Mitarbeiter des Unternehmers einen
Fernabsatzvertrag angenommen hat, weil es an Vertragsver-
handlungsmöglichkeiten fehlte.43)

dd) Wissenszurechnung

Im aktuellen Vorabentscheidungsersuchen des KG fehlt es hin-
sichtlich des vomVerbraucher eingeschalteten Vertreters bereits
an der Beauftragung des Dritten durch den Unternehmer.

Die Zurechnung eines nur potentiellen Wissens des vom Ver-
braucher eingeschalteten Dritten zum Zweck des Ausschlusses
eines Fernabsatzvertrags44) scheitert damit nach hier vertrete-
ner Ansicht nicht nur an den fehlenden Grundlagen für pauscha-
le Unterstellungen solcher Kenntnisse. Selbst die Vorgabe des
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28) OLG Stuttgart, 04.02.2025 – 6 U 46/24, WRP 2025, 524, 526, Rn. 36. Die Revision ist
beim BGH unter dem Az. III ZR 24/25 anhängig (Stand zur Drucklegung dieses Hef-
tes).

29) Vgl. Becker/Rätze, WRP 2024, 280, 282.
30) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris; anhängig beim EuGH, C‑564/24, Schlussantrag

des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025, 2511.
31) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 4.
32) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 5.
33) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 9.
34) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 27.
35) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 30.

36) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 31.
37) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 33.
38) Vgl. zum PostIdent-Verfahren BGH, 21.10.2004 – III ZR 380/03, K&R 2005, 37 ff.
39) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 817, Rn. 170 f.
40) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 817, Rn. 170.
41) BGH, 25.09.2024 – VIII ZR 58/23, BKR 2024, 1099, Rn. 25, m. Anm. Franke.
42) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 817, Rn. 170.
43) OGH, 23.09.2025 – 5 Ob 168/42b, BeckRS 2025, 26461, Rn. 37 ff.
44) Vgl. zur Differenzierung zwischen Voraussetzung und Rechtsfolgen BGH, 25.09.

2024 – VIII ZR 58/23, BKR 2024, 1099, Rn. 31.
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Leistungsgegenstandes durch den Dritten rechtfertigt nicht die
Annahme, dass die für eine Rückabwicklung nach Widerruf und
für sonstige Informationen relevanten Kenntnisse und Aus-
kunftsmöglichkeiten vorliegen. Dies gilt erst recht, wenn durch
den Dritten auf jegliche Angaben zu einer Widerrufsbelehrung –
wie hier – verzichtet wurde.

Zudem fehlen dem verbraucherseitig eingeschalteten Dritten re-
gelmäßig die Einblicke in die interne Kalkulation und Entschei-
dungsprozesse des Unternehmers, die darüber bestimmen, ob
ein Vertrag beispielsweise trotz möglicher Verluste geschlossen
oder aus Kapazitätsgründen abgelehnt wird. Er kann daher ge-
genüber dem Verbraucher keine Klarheiten schaffen.

ee) Vertragliche Wirkung

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass die in
Erfüllung der Informationspflichten aus Art. 246a EGBGB ge-
machten Angaben Inhalt des Vertrages werden, § 312d Abs. 2
S. 2 BGB. Dies hätte zur Folge, dass der vom Verbraucher ein-
geschaltete Vertreter Vertragskonditionen des Unternehmers
festlegen kann. Für eine solche Rollenbestimmung, die weit in
den Bereich der von unternehmerischen Entscheidungen und
Fähigkeiten abhängigen Vertragskonditionen hineinreicht, fehlt
jeder erkennbare Wille des Unternehmers.

Der Dritte folgt mit den Leistungen aus seinem Vertragsverhält-
nis mit dem Verbraucher zudem anderen, oft gegenüber dem
Unternehmer konträren Verantwortlichkeiten. Seine Rolle und
das damit verbundene Pflichtenprogramm ist regelmäßig da-
durch bestimmt, dass Interessenkollisionen zu vermeiden sind
und kann sogar Pflichten zu einer einseitigen Interessenvertre-
tung beinhalten (beispielsweise als Rechtsanwalt). Dies steht
nicht nur der Einordnung eines solchen Vertreters als fakti-
scher Erfüllungsgehilfe zu Informationspflichten des Unterneh-
mers und einer entsprechenden auch stillschweigenden Bestim-
mung durch den Unternehmer entgegen. Vielmehr scheidet er
schon aufgrund der Loyalitätspflichten als Verhandlungspart-
ner des Verbrauchers zur verbindlichen Klärung vertraglicher
Fragen aus.

ff) Schutzbedürftigkeit und Kenntnis des Verbrauchers

Der Generalanwalt sieht in seinen Schlussanträgen ebenfalls ei-
nen Fernabsatzvertrag im vorliegenden Fall als geschlossen an:
DieEinschaltungeines unternehmerisch tätigenVertretersmache
den Verbraucher nicht automatisch weniger schwach oder erfah-
rener und wirke sich nicht auf die Einstufung als Verbraucher
aus.45) Unter Verweis auf die Rechtsprechung des EuGH46) zum
unternehmerseitig eingeschalteten Vermittler führt er zudem an,
dass der Architekt lediglich die Sammlung von Informationen
ermöglicht haben könnte, ohne jedoch verhandelt oder die Infor-
mationen nach Art. 6 VRRL zur Verfügung gestellt zu haben.47)

Selbst eine Kenntnis des Verbrauchers vom Widerrufsrecht
reicht für einen Entfall desselben nicht aus, da die Widerrufs-
belehrung ihn auch in die Lage versetzen soll, das Widerrufs-
recht ohne Schwierigkeiten wirksam auszuüben.48) Im Übrigen
wird in Stellvertretungsfällen zu Recht verlangt, dass der Ver-
braucher selbst über das Widerrufsrecht belehrt sein muss, um
es ausüben zu können und eine Belehrung des Stellvertreters
nicht ausreichend ist.49)

gg) Sonstige Kollisionsfälle
Auch in anderen Kollisionsfällen zwischen Verbraucherschutz
und Stellvertretung bewirkt allein die Einschaltung des Stellver-
treters durch den Verbraucher nach richtiger Ansicht grundsätz-
lich nicht den Entfall der Schutzwirkung verbraucherrechtlicher
Normen.50)

2. Wertersatzpflicht nach Treu und Glauben?
Das KG wirft zudem die Frage auf, ob Missbrauchsgesichtspunk-
te und damit verbundene Erwägungen zu Treu und Glauben nach
Widerruf einen Wertersatzanspruch des Unternehmers nach er-
brachter Leistung trotz der Regelung in Art. 14 Abs. 4 lit. a, Abs. 5
VRRL begründen können.51)

Der EuGH hat bereits entschieden, dass der Verbraucher nach
Widerruf von jeder Verpflichtung zur Vergütung der Leistungen
befreit ist, wenn er nicht richtig gem. Art. 14 Abs. 4 lit. a
Ziff. i VRRL informiert wurde.52)

Das KG will diese grundsätzliche Entscheidung jedoch abgren-
zen zu Fällen, in denen der Unternehmer die Information über
dasWiderrufsrecht nicht vorsätzlich unterlassen hat, die Bauleis-
tung ohne Rückgewährmöglichkeit bereits durch den Unterneh-
mer erbracht wurde, der Verbraucher die Leistung oder denWert
vollumfänglich nutzt und der Wertersatz nicht unangemessen
hoch ist.53) Dies komme nur in bestimmten Ausnahmefällen
zum Tragen.54)

Der Generalanwalt ist unter Verweis auf die Anerkennung eines
allgemeinen Rechtsgrundsatzes, der die betrügerische oder miss-
bräuchliche Berufung auf Rechtsvorschriften der Union nicht
gestatte, der Ansicht, dass die Ausübung eines Rechts niemals
unbegrenzt sein könne.55)

Dem KG und dem Generalanwalt ist insoweit zuzustimmen, als
missbräuchliche Rechtsausübungen Regelungen der VRRL
beeinflussen können. Die vom Generalanwalt angeführten Ent-
scheidungen des EuGH „Kefalas“56) und „Halifax“57) lassen je-
doch mit ihrer Präzisierung auf rein missbräuchlich konstruierte
Gestaltungen zu Recht erkennen, dass Missbrauchskontrolle als
Ausnahme bei atypischen Konstellationen verstanden werden
muss. Der EuGH weist ausdrücklich darauf hin, dass die Trag-
weite der Regelung nicht verändert und das mit der Regelung
verfolgte Ziel nicht vereitelt werden darf.58)

Eine teleologische Reduktion der Art. 14 Abs. 4 und 5 VRRL über
den allgemeinen Missbrauchsgrundsatz darf also nicht dazu füh-
ren, dass die bloße Einschaltung eines unternehmerisch tätigen
Vertreters oder eine vermutete Rechtskenntnis die unionsrecht-
lich gewollte Sanktion für unterlassene Information systema-
tisch neutralisiert und einen in der Richtlinie so nicht vorgese-
henen Wertersatzanspruch entstehen lässt.

So schließt der EuGH zur Richtlinie über Verbraucherkreditver-
träge59) einenMissbrauchseinwand auf der Ebene der Ausübung
des Widerrufsrechts bereits in Fällen kategorisch aus, in denen
aufgrund unvollständiger oder fehlerhafter Information im Ver-
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45) Schlussantrag des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025, 2511,
2513, Rn. 29 f.

46) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 817, Rn. 170 f.
47) Schlussantrag des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025, 2511,

2514, Rn. 34.
48) Vgl. BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 635, Rn. 35; zum Muster-

Widerrufsformular hat der BGH hier aktuell Zweifel, vgl. hier II. 1. a), Rn. 68 ff.
49) Zum Meinungsstand Micklitz/Rott, in: Ludwigs EU-WirtschaftsR-HdB/Micklitz/Rott,

64. EL August 2025, § 53 Rn. 711.

50) Zum Anwendungsbereich der §§ 310 ff. BGB bei Stellvertretung Fornasier, in: Mü-
KoBGB (Fn. 10), BGB § 310 Rn. 98; Brübach, in: BeckOGK, 01.09.2025, BGB § 310
Rn. 213; zum Verbraucherbauvertrag Reiter/Schott, in: BeckOGK, 01.10.2025, BGB
§ 650l Rn. 2.1.

51) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 43.
52) EuGH, 17.05.2023 – C-97/22, WRP 2023, 813 – DC/HJ m. Anm. Rätze; vgl. dazu

Becker/Rätze, WRP 2024, 280, 286.
53) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 43.
54) KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 44.
55) Schlussantrag des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025, 2511,

2513, Rn. 49.
56) EuGH, 12.05.1998 – C‑367/96, EuZW 1999, 56 ff. – Kefalas.
57) EuGH, 21.02.2006 – C‑255/02, DStR 2006, 420 ff. – Halifax.
58) EuGH, 12.05.1998 – C‑367/96, EuZW 1999, 56, 58. – Kefalas.
59) RL 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.04.2008 über

Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Ra-
tes, ABl. L 133 vom 22.05.2008, S. 66.
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trag die Widerrufsfrist nicht zu laufen begonnen hat, weil fest-
steht, dass sich dies auf die Befähigung des Verbrauchers, den
Umfang seiner Rechte und Pflichten einzuschätzen, sowie auf
seine Entscheidung, den Vertrag zu schließen, ausgewirkt hat.60)

Auch seitens des BGH ist der Einwand treuwidrigen Verhaltens
auf den Einzelfall beschränkt.61) Dies entspricht auch dem Ziel
der Sicherstellung der im Binnenmarkt mit der Vollharmonisie-
rung angestrebten Rechtseinheit und -sicherheit.62)

Vor diesem Hintergrund genügen weder die Kriterien des KG
noch die vomGeneralanwalt hervorgehobenen wahrscheinlichen
Kenntnisse des Architekten als Missbrauchsindiz. Letzterer geht
davon aus, dass der Architekt wahrscheinlich die Rechte und
Pflichten des Verbrauchers gekannt habe und ihn habe selbst
darüber informieren können, unterstellt dies aber letztlich der
Prüfung des nationalen Gerichts.63)

Die Kriterien des KG und die Sicht des Generalanwalts würden
mit ihren Wertungsmaßstäben dazu führen, in nahezu allen Fäl-
len der Einschaltung eines beruflich handelnden Vertreters auf
Verbraucherseite eine Wertersatzpflicht vorzusehen und damit
die Wirksamkeit der Regelung des Art. 14 Abs. 4 und 5 VRRLmit
ihrem zur Pflichtverletzung des Unternehmers konzipierten Be-
strafungscharakter64) beeinträchtigen. Das zusätzlich zu den re-
gelmäßig erfüllten Kriterien der erbrachten Bauleistung und de-
ren Nutzung durch den Verbraucher vom KG herangezogene
Kriterium des Verschuldens in Form des Vorsatzes des Unter-
nehmers bei der Nichterteilung der Widerrufsbelehrung65) ist
kein in der VRRL vorgesehenes Kriterium für die Sanktion des
Art. 14 Abs. 4 und 5 VRRL.

Zudem dürfte regelmäßig Fahrlässigkeit vorliegen und damit
ebenfalls der Einzelfallcharakter der durch die Wertungsmaßstä-
be selektierten Fälle konterkariert werden. Die Wertersatzhöhe
orientiert sich amWert der Leistung und dies wirft die Frage auf,
wann eine solche „unangemessen hoch“ sein könnte.

Argumentationen, die in Fällen einer unterbliebenen Belehrung
auf die grundsätzliche Kenntnis oder das Kennenmüssen des un-
ternehmerisch tätigen verbraucherseitig eingeschalteten Vertre-
ters abheben, berücksichtigen schließlich nicht ausreichend, dass
dies in der Konsequenz darauf hinausläuft, dass auch ein Ver-
braucher als Bestandskunde eines Unternehmers nicht mehr be-
lehrt werden müsste, wenn er über das Erstgeschäft eine Kennt-
nis zumWiderrufsrecht erworben hätte. Der Richtlinien- und Ge-
setzgeber hat jedoch keine solche Vereinfachung vorgesehen.

Abschließend ist festzustellen, dass Missbrauchsumstände be-
reits auf der Ebene der treuwidrigen Ausübung des Widerrufs-
rechts relevant und zu prüfen sind.

3. Ausschluss des Widerrufsrechts nach Treu und
Glauben

Den Aspekt von Treu und Glauben hat der BGH66) zum Aus-
schluss des Widerrufsrechts in einem außerhalb von Geschäfts-
räumen geschlossenen Vertrag weiter in seiner Anwendung be-
grenzt. Der Entscheidung lag ein Sachverhalt zugrunde, in dem
der Beklagte als Fahrzeughalter ein Reinigungsunternehmenmit
der Beseitigung einer Ölspur beauftragte, die sein Fahrzeug ver-
ursacht hatte. Nach Erledigung der Arbeiten übte er sein Wider-

rufsrecht aus. Grundsätzlich übernimmt diese Reinigung der Trä-
ger der Straßenbaulast und macht sodann gegen den Schädiger
einen (widerrufsfreien) Anspruch auf Ersatz der Kosten geltend.
Das Berufungsgericht meinte, der Verbraucher könne sich nach
Treu und Glauben gemäß § 242 BGB nicht auf sein Widerrufs-
recht berufen.67)

Ein Einwand des Rechtsmissbrauchs und damit der Einwand der
Treuwidrigkeit sei weder nachUnionsrecht nochnach nationalem
Recht ausgeschlossen, insbesondere dort, wo die Rechtsausübung
zu untragbaren Ergebnissen führe.68) § 242 BGB berechtige je-
doch nicht zu einer reinen Billigkeitsjustiz.69) Der Ausschluss des
Verbraucherwiderrufsrechts komme demnach nur ausnahmswei-
se unter dem Gesichtspunkt der Schutzbedürftigkeit des Unter-
nehmers, etwa bei arglistigem Verhalten des Verbrauchers in Be-
tracht. Das Regelungsgefüge zum Verbraucherwiderrufsrecht be-
rücksichtigt nach Ansicht des BGH bereits die als schutzwürdig
erkannten Interessen sowohl des Verbrauchers als auch des Un-
ternehmers und dieseWertung dürfe nicht umgangen werden.70)

Dringlichkeit und kurze Ausführungsdauer sind Umstände, die
der BGH bereits in § 312g Abs. 2 Nr. 11 BGB (dringende Repara-
tur- und Instandhaltungsarbeiten auf Aufforderung des Verbrau-
chers) bzw. § 356 Abs. 4 BGB (Erlöschen des Widerrufsrechts bei
vollständiger Leistungserbringung) gesetzlich grundsätzlich be-
rücksichtigt sieht und deren Wirkung bei Nichtvorliegen der
dortigen Voraussetzungen nicht über § 242 BGB umgangen wer-
den kann.71)

4. Ausübung des Widerrufsrechts
Das OLG Stuttgart72) behandelt die Abgrenzung zwischen Kün-
digung und Widerruf im Verbraucherrecht, insbesondere bei Ar-
chitekten- und sonstigen Werkverträgen mit Dauerschuld- oder
Langzeitcharakter. Ein Verbraucher, der sich von einem Archi-
tektenvertrag lösen wollte, ließ den anwaltlichen Bevollmächtig-
ten die fristlose Kündigung erklären. Später erfolgte ein Wider-
ruf, der sich auf eine fehlende Belehrung stützte, aber nach den
Feststellungen des Gerichts gleichwohl verfristet war. Im Ver-
fahren wollte der Verbraucher in der vorangegangenen fristlosen
Kündigung einen Widerruf sehen, der als solcher noch rechtzei-
tig erfolgt wäre.

Das Gericht weist zutreffend darauf hin, dass sich nach § 355
Abs. 1 S. 3 BGB aus der Erklärung des Verbrauchers der Ent-
schluss zumWiderruf eindeutig ergeben muss. Dabei soll es aus-
reichen, wenn der Verbraucherwille eindeutig zum Ausdruck
kommt, auch wenn der Verbraucher dasWort „widerrufen“ nicht
verwendet.73)

Mit dieser Argumentation hatte der BGH in der Erklärung der
Anfechtung wegen arglistiger Täuschung den Willen des Ver-
brauchers erkannt, nicht mehr am Vertrag festhalten zu wollen
und somit einen wirksamen Widerruf angenommen.74)

Das OLG Stuttgart sieht dies bei einer fristlosen Kündigung von
Langzeitverträgen anders. Eine Kündigung beende das Vertrags-
verhältnis nur ex nunc und könne regelmäßig nicht als Widerruf
verstanden werden, der die vertragliche Bindung von Anfang an
entfallen lasse.75) Dies gelte erst recht, wenn – wie im entschie-
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60) Vgl. EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 821, Rn. 265.
61) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 633, Rn. 17 f.; vgl. dazu auch hier

Rn. 72 ff.
62) Vgl. OLG Stuttgart, 16.11.2023 – 13 U 16/23, BeckRS 2023, 57232, Rn. 23.
63) Vgl. Schlussantrag des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025,

2511, 2513, Rn. 61.
64) Vgl. Schlussantrag des Generalanwalts Bondi, 18.09.2025 – C‑564/24, ZIP 2025,

2511, 2516, Rn. 56.
65) Vgl. KG, 09.04.2024 – 21 U 61/23, juris, Rn. 44.
66) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632 ff.

67) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 633, Rn. 12.
68) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 633, Rn. 18.
69) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 633, Rn. 18.
70) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 633, Rn. 20.
71) BGH, 20.02.2025 – VII ZR 133/24, WRP 2025, 632, 634, Rn. 22.
72) OLG Stuttgart, 18.03.2025 – 10 U 107/24, ZfBR 2025, 453 – Kündigung ist kein

Widerruf.
73) OLG Stuttgart, 18.03.2025 – 10 U 107/24, ZfBR 2025, 453, 455 – Kündigung ist kein

Widerruf.
74) BGH, 12.01.2017 – I ZR 198/15, WRP 2017, 990, 994, Rn. 44 ff.
75) OLG Stuttgart, 18.03.2025 – 10 U 107/24, ZfBR 2025, 453, 455 – Kündigung ist kein

Widerruf.
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denen Fall – ein anwaltlicher Vertreter ausdrücklich eine frist-
lose Kündigung erklärt, weil dann davon auszugehen sei, dass
der juristische Fachausdruck bewusst im technischen Sinn ver-
wendet werde und gerade kein Widerruf eines Verbraucherver-
trages nach §§ 312 ff., 355 BGB erklärt werden solle.76)

Das OLG Düsseldorf hatte demgegenüber die Erklärung „hiermit
kündige ich“ zur Loslösung von einem Partnervermittlungsver-
trag als ausreichend für die Ausübung des Widerrufsrechts an-
gesehen.77) Auch im Fall des BGH erfolgte die als ausreichend für
einen Widerruf angesehene Anfechtungserklärung durch einen
Anwalt.78)

Gleichwohl ist insoweit der Ansicht des OLG Stuttgart zuzustim-
men, dass bei einer ausdrücklichen anwaltlichen Erklärung ver-
bunden mit einer entsprechenden Argumentation zur Darlegung
von Anfechtungs- oder Kündigungsgründen eine weitergehende
Auslegung in der Regel nicht in Betracht kommt.79) Erwägungs-
grund 44 der VRRL stellt es unter Bezug auf das Muster-Wider-
rufsformular dem Verbraucher frei, mit eigenen Worten zu wi-
derrufen, verweist aber ausdrücklich auf die Unmissverständ-
lichkeit der Erklärung.

Diese kann grundsätzlich auslegungsfähig sein. Im Einzelfall er-
geben sich aber unterschiedliche Grenzen der Auslegung. Nach
der hier vertretenen Ansicht kann eine Erklärung als Widerruf
verstanden werden, wenn der Verbraucher mit unbestimmten
Rechtsbegriffen (z. B. „stornieren“) operiert oder Gestaltungs-
rechte benennt, die ersichtlich nicht bestehen.80)

Das gesetzliche Erfordernis der Eindeutigkeit der Widerrufser-
klärung setzt der vermeintlichen Ausübung des Widerrufsrech-
tes im Wege der Auslegung aber Grenzen, wenn dies dazu führt,
dass in jede Erklärung eines Gestaltungsrechtes auch ein Wider-
ruf als allfälliger Rettungsanker gelesen wird. Dies gilt erst recht,
wenn das Recht durch einen anwaltlichen Vertreter ausgeübt
wird. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Ausübung der unter-
schiedlichen Rechte unterschiedliche Rechtsfolgen bewirkt.

5. Schadensersatz nach Widerruf
Eine interessante Frage ist die nach der Sperrwirkung des § 361
Abs. 1 BGB in Bezug auf Schadensersatzansprüche für die Zeit
nach Ausübung des Widerrufsrechts: Kann ein Unternehmer
Schadensersatz für eine Verschlechterung der Sache vom Ver-
braucher verlangen, der diese nach Widerrufserklärung nicht
unverzüglich zurückgibt?81)

Nach § 357a Abs. 1 Nr. 2 BGB schuldet der Verbraucher Werter-
satz für einen Wertverlust, der auf einen Umgang mit der Sache
zurückgeht, der über die Prüfung von Beschaffenheit/Funktion
hinausgeht, vorausgesetzt, er wurde ordnungsgemäß über das
Widerrufsrecht nach Art. 246a § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EGBGB be-
lehrt. Grundsätzlich sind alle weiteren Ansprüche des Unterneh-
mers infolge des Widerrufs ausgeschlossen, § 361 Abs. 1 BGB.

Das OLG Stuttgart hat jedoch einen Schadensersatzanspruch
nach § 280Abs. 1 BGBwegen der pflichtwidrigenWeiternutzung
des Fahrzeugs nach dem Widerruf bejaht und ausgeführt, dass
§ 361 BGB einer solchen Haftung jedenfalls für den Zeitraum
nach Erklärung des Widerrufs nicht entgegensteht.82)

Der Verbraucher habe dieWare als fremdes Rechtsgut des Unter-
nehmers nach § 241 Abs. 2 BGB sorgfältig zu behandeln.83) Spä-
testens mit Ausübung seines Widerrufsrechtes kennt der Ver-
braucher seine Rückgabepflicht.84) Auch wenn ihm je nach Feh-
len oder Ausgestaltung der Belehrung Informationen zum Um-
fang vorenthalten werden, ändert dies nichts an seiner Pflicht zur
schonenden Behandlung.

Dieser Auffassung ist mit Blick auf Erwägungsgrund 47 VRRL
und Art. 14 VRRL insoweit zuzustimmen, als diese ausdrücklich
auf den Wertersatz für übermäßige Nutzung vor dem Widerruf
gerichtet sind und damit nicht sämtliche Haftungsformen für
nachträgliche schuldhafte Verschlechterungen erfassen.85) Nach
Erwägungsgrund 48 VRRL sollen zudem „Sanktionen, die gemäß
dieser Richtlinie in innerstaatlichen Vorschriften festgelegt sind,
sowie vertragsrechtliche Bestimmungen zur Anwendung gelan-
gen“.86) Andernfalls könnte ein Anreiz zur verantwortungslosen
Nutzung bestehen.87)

6. Regelmäßiger Fristbeginn trotz fehlerhafter Rechts-
folgenbelehrung

Übernimmt der Unternehmer nicht das gesetzliche Muster, son-
dern weicht hiervon ab, ist die so entstandene Belehrung anhand
der Vorgaben des Gesetzes zu prüfen. In einem solchen Fall trägt
der Unternehmer allerdings das Risiko, dass die Belehrung feh-
lerhaft ist.88)

Rechtsfolgen einer falschen Belehrung können etwa sein, dass
die Widerrufsfrist nicht beginnt oder – im Falle des Vertrages
über die Erbringung von Dienstleistungen – dem Unternehmer
kein Anspruch auf Wertersatz zusteht.

Der BGH hat erneut bestätigt, dass eine fehlerhafte Belehrung
über die Rücksendekosten nicht dazu führt, dass die Widerrufs-
frist nicht zu laufen beginnt.89) Dem ist nach wie vor zuzustim-
men.

Nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes ist der Beginn der Wi-
derrufsfrist ausschließlich von einer ordnungsgemäßen Beleh-
rung nach Art. 246a § 1 Abs. 2 Nr. 1 EGBGB abhängig. Eine ge-
gebenenfalls bestehende Informationspflicht über die Tragung
der Rücksendekosten findet sich aber in Art. 246a § 1 Abs. 2
Nr. 2 EGBGB und ist somit keine Voraussetzung für den Beginn
der Widerrufsfrist. Die Kosten der Rücksendung können schon
sprachlich nicht zu den Bedingungen, Fristen oder Verfahren der
Ausübung gezählt werden, sondern sind Rechtsfolgen der Aus-
übung des Widerrufsrechtes. Eine Belehrung über die Rechtsfol-
gen ist schon seit 2014 keine Voraussetzung für den Lauf der
Widerrufsfrist.90)

IV. Ausblick

1. Muster-Widerrufsformular – Ist das Kunst oder kann
das weg?

a) Auswirkung auf den Beginn der Widerrufsfrist
Der EuGHwird sich damit beschäftigen, welche Rolle dasMuster-
Widerrufsformular hat und ob die Widerrufsfrist zu laufen be-
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76) OLG Stuttgart, 18.03.2025 – 10 U 107/24, ZfBR 2025, 453, 455 – Kündigung ist kein
Widerruf.

77) OLG Düsseldorf, 11.10.2007 – I‑24 U 75/07, MDR 2009, 915.
78) BGH, 12.01.2017 – I ZR 198/15, WRP 2017, 990, 991, Rn. 4.
79) OLG Stuttgart, 18.03.2025 – 10 U 107/24, ZfBR 2025, 453, 456 – Kündigung ist kein

Widerruf.
80) So auch Rätze, WRP 2025, 1398, 1402.
81) Vgl. OLG Stuttgart, 08.04.2025 – 6 U 126/24, BeckRS 2025, 6652.
82) OLG Stuttgart, 08.04.2025 – 6 U 126/24, BeckRS 2025, 6652, Rn. 104.
83) Vgl. OLG Stuttgart, 08.04.2025 – 6 U 126/24, BeckRS 2025, 6652, Rn. 104; Fritsche,

in: MüKoBGB (Fn. 10), BGB § 361 Rn. 4.

84) Vgl. OLG Stuttgart, 08.04.2025 – 6 U 126/24, BeckRS 2025, 6652, Rn. 106; Singbartl/
Zintl, NJW 2016, 1848, 1851.

85) Vgl. Fritsche, in: MüKoBGB (Fn. 10), BGB § 361 Rn. 4 ff.
86) Vgl. Fritsche, in: MüKoBGB (Fn. 10), BGB § 361 Rn. 4.
87) Vgl. Singbartl/Zintl, NJW 2016, 1848, 1851.
88) BGH, 01.12.2022 – I ZR 28/22, WRP 2023, 601.
89) BGH, 07.01.2026 – VIII ZR 62/25, WRP 2026, 368 (in diesem Heft) Rn. 36 ff.; so

schon BGH, 25.02.2025–VIII ZR 143/24,WRP 2025, 498, Rn. 28; BGH, 22.07.2025 –
VIII ZR 5/25, WRP 2025, 1193, 1196, Rn. 29.

90) Ausführlich Becker/Rätze, WRP 2019, 429, 433; Rätze, in: Solmecke (Hrsg.), Handel
im Netz, 2014, Kap. 5, Rn. 64; Buchmann, K&R 2014, 221, 223; offengelassen Riegger,
VuR 2026, 3, 8.
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ginnt, wenn der Unternehmer dem Verbraucher dieses Formular
übermittelt. Der BGH hat dem EuGH hierzu entsprechende Vor-
lagefragen gestellt.91)

Im Ausgangsverfahren streiten sich die Parteien über die Pflicht
zur Rückzahlung von Maklerlohn nach erfolgtem Widerruf des
Verbrauchers. Im März 2020 erwarb der Kläger ein Haus, die
Maklerin stellte die Provision in Rechnung, die der Kläger auch
beglich. Im Juni 2020 sowie im Januar 2021 widerrief der Ver-
braucher den Maklerauftrag.92)

Dem Kläger wurde eine vollständige Widerrufsbelehrung zur
Verfügung gestellt. Ob das Muster-Widerrufsformular ebenfalls
übermittelt wurde, ist streitig. Die Nicht-Bereitstellung des For-
mulars war im Revisionsverfahren aber zu unterstellen.93)

Gemäß § 356Abs. 3 S. 1 BGB beginnt dieWiderrufsfrist u.a. dann
nicht zu laufen, wenn der Unternehmer dem Verbraucher das
Muster-Widerrufsformular nicht übermittelt. Der BGH zieht in
seinem Vorlagebeschluss einen Vergleich zur Rechtsprechung
des EuGH zur Richtlinie 2008/48/EG über Verbraucherkredit-
verträge und neigt dazu, die darin entwickelten Grundsätze auch
auf die VRRL zu übertragen.94)

Der EuGH hatte entschieden, dass eine unvollständige oder feh-
lerhafte Information zu einer Pflichtangabe nach Art. 10 Abs. 2
RL 2008/48/EG nur dann als fehlerhafte Belehrung anzusehen
ist, wenn der Verbraucher dadurch in Bezug auf seine Rechte und
Pflichten in die Irre geführt und somit zum Abschluss des Ver-
trages veranlasst wird, den er bei richtiger Belehrung möglicher-
weise nicht geschlossen hätte.95)

Der BGH argumentiert, eine solche Irreführung liege beim Feh-
len des Muster-Widerrufsformulars nicht vor und dies wäre auch
nicht geeignet, den Verbraucher zu beeinflussen, ob er den Ver-
trag schließen möchte oder nicht.96) Andererseits sei nach Auf-
fassung des Senats zu berücksichtigen, dass der Unionsgesetz-
geber das Muster-Widerrufsformular vorgesehen hat, um die
Ausübung des Widerrufsrechtes zu vereinfachen. Wird es nicht
bereitgestellt, könnte der Verbraucher an der Ausübung gehin-
dert werden.97) Fehlt das Formular, wird eine Pflichtinformation
des Unternehmers nicht erfüllt. Außerdem bliebe dieser Fehler
sanktionslos, wäre das Formular keine Voraussetzung für den
Beginn der Widerrufsfrist.98)

DerWortlaut der VRRL ist eindeutig: Fehlt das Muster-Widerrufs-
formular, beginnt dieWiderrufsfrist nicht zu laufen, Art. 10 Abs. 1
VRRL. Der EuGH hat für den Fall der begrenzten Darstellungs-
kapazitäten entschieden, dass derUnternehmer demVerbraucher
auch in diesem Fall das Formular auf andere Weise klar und ver-
ständlich zur Verfügung stellen muss.99) Wäre er damals schon
der Meinung gewesen, dass das Formular irrelevant für den Be-
ginn der Widerrufsfrist wäre, hätte er auf eine solche Verpflich-
tung zur anderweitigen Zurverfügungstellung wohl verzichtet.

Im Ergebnis spricht der eindeutigeWortlaut dafür, dass die Über-
mittlung des Muster-Widerrufsformulars weiterhin Vorausset-
zung für den Beginn der Widerrufsfrist bleiben wird.

b) Erlöschen des Widerrufsrechtes
Die zweite Vorlagefrage des BGH betrifft das Erlöschen des Wi-
derrufsrechtes bei beiderseitiger vollständiger Erfüllung des Ver-

trages. Der Senat möchte wissen, ob sich aus der VRRL ergibt,
dass das Widerrufsrecht des Verbrauchers noch fortbesteht, ob-
wohl sowohl der Unternehmer als auch der Verbraucher vollstän-
dig erfüllt haben.100)

In der Vergangenheit hatte der BGH bereits die Auffassung ver-
treten, dass das Widerrufsrecht bei fehlerhafter Belehrung nicht
erloschen war, obwohl beide Parteien ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen bereits erfüllt hatten.101)

Im Anschluss daran entschied der EuGH, dass das Widerrufs-
recht des Verbrauchers bei einem Verbraucherkreditvertrag
nach Art. 14 Abs. 1 Finanzdienstleistungsrichtlinie102) mangels
einschlägiger spezieller Bestimmungen erlischt, wenn die Partei-
en den Kreditvertrag vollständig erfüllt haben und die gegensei-
tigen Verpflichtungen aus diesem Vertrag somit beendet
sind.103) Zur Begründung führte der EuGH an, dass die maßgeb-
liche Finanzdienstleistungsrichtlinie vorsehe, dass ein Wider-
rufsrecht bei Verträgen ausgeschlossen ist, die auf ausdrück-
lichen Wunsch des Verbrauchers von beiden Seiten bereits voll
erfüllt sind. Damit werde zum Ausdruck gebracht, dass ein Wi-
derrufsrecht unter allen Umständen bei vollständiger Erfüllung
des Vertrages nicht geltend gemacht werden könne.104)

Weiter führte der EuGH aus, dass nach allgemeinen Grundsätzen
des Zivilrechts ein Widerrufsrecht nicht mehr ausgeübt werden
könne, wenn keinerlei Verpflichtungen aus dem betreffenden
Vertrag mehr bestünden.105) Dieser Auffassung in Bezug auf Dar-
lehensverträge hat sich der BGH in der Folge angeschlossen.106)

In Bezug auf allgemeine Dienstleistungsverträge stellt sich für
den BGH die Frage, ob die VRRL speziellere Regelungen vorsieht,
sodass die Rechtsprechung des EuGH nicht übertragbar ist. Der
Senat neigt dabei zu der Auffassung, dass das Widerrufsrecht
zumindest bei einer nicht erfolgten Information über das Mus-
ter-Widerrufsformular auch bei vollständiger Erfüllung noch
nicht erloschen ist.107)

Bei einem Fernabsatzvertrag über die Erbringung von Dienstleis-
tungen hat der Verbraucher gemäß Art. 14 Abs. 4 lit. a der Richt-
linie 2011/83/EU für eine vom Unternehmer ganz oder teilweise
erbrachte Dienstleistung nicht aufzukommen, wenn der Unter-
nehmer seine Informationspflichten nach Art. 6 Abs. 1 lit. h VRRL
nicht erfüllt (lit. i) oder der Verbraucher die Erbringung der
Dienstleistung des Unternehmers während der Widerrufsfrist
nicht ausdrücklich verlangt hat (lit. ii).108) Somit hat der Ver-
braucher auch die vom Unternehmer vollständig erbrachte
Dienstleistung nicht stets abzugelten bzw. es trifft den Unterneh-
mer unter Umständen die Verpflichtung, bereits erhaltene Zah-
lungen zu erstatten. Der Verbraucher muss für eine Dienstleis-
tung insbesondere dann nicht aufkommen, wenn ihm die Infor-
mationen zu den Bedingungen, den Fristen und das Verfahren
für die Ausübung seines Widerrufsrechts sowie das Muster-Wi-
derrufsformular nicht zur Verfügung gestellt worden sind. Diese
Regelung würde konterkariert, wenn der Verbraucher die ge-
zahlte Vergütung nicht erstattet verlangen könnte, weil er die
vom Unternehmer vollständig erbrachte Dienstleistung bereits
vor seiner Widerrufserklärung vollumfänglich entlohnt hat.109)
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91) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576.
92) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 4.
93) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, 1577, Rn. 16.
94) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, 1578, Rn. 24.
95) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 817, Rn. 170 f.
96) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, 1578, Rn. 27; so auch Schirmba-

cher, WRP 2019, 312, 317.
97) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, 1579, Rn. 28.
98) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, 1579, Rn. 28.
99) EuGH, 23.01.2019 – C‑430/17, WRP 2019, 312.

100) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576.
101) BGH, 01.12.2022 – I ZR 28/22, WRP 2023, 601.
102) RL 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.09.2002 über

den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der
RL 90/619/EWG des Rates und der RL 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. L 271 v. 09.10.
2002, S. 16.

103) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809.
104) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 822, Rn. 276.
105) EuGH, 21.12.2023 – C‑38/21, C‑47/21, C‑232/21, NJW 2024, 809, 822, Rn. 278.
106) BGH, 28.01.2025 – XI ZR 162/21, NJW 2025, 894.
107) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 40.
108) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 43.
109) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 43.
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Darüber hinaus erkennt der BGH in Art. 16 Abs. 1 lit. a VRRL eine
spezielle Regelung für das Erlöschen des Widerrufsrechtes bei
Fernabsatzverträgen über die Erbringung von Dienstleistungen.
Damit das Widerrufsrecht erlischt, ist es erforderlich, dass die
Dienstleistung vollständig erbracht wurde, wenn der Unterneh-
mer die Erbringung mit der vorherigen ausdrücklichen Zustim-
mung des Verbrauchers begonnen hat und der Verbraucher
seine Kenntnisnahme davon bestätigt hat, dass er mit vollstän-
diger Vertragserfüllung durch den Unternehmer sein Widerrufs-
recht verliert.110)

Hierin sieht der Senat höhere Anforderungen an das Erlöschen
des Widerrufsrechtes, als dies in der Richtlinie 2002/65/EG der
Fall ist.111)

Ein weiteres Argument für den Fortbestand des Widerrufsrech-
tes auch bei vollständiger Erfüllung sei die Höchstwiderrufsfrist
von einem Jahr und 14 Tagen aus Art. 10 Abs. 1 VRRL. Eine sol-
che Höchstfrist kenne die Verbraucherkreditrichtlinie (RL 2008/
48/EG) nicht, sondern normiere vielmehr ein „ewiges Widerrufs-
recht“. Durch die Begrenzung des Widerrufsrechtes in der VRRL
würden die Interessen des Unternehmers bereits hinreichend
gewahrt.112)

Dem Senat ist in seiner Auffassung zuzustimmen. Die VRRL
kennt kein Erlöschen des Widerrufsrechtes bei beiderseitiger
vollständiger Erfüllung. Ein solches ist auch nicht erforderlich,
es würde vielmehr das Widerrufsrecht konterkarieren. Der un-
lautere Unternehmer, der den Verbraucher z. B. an der Haustür
überrumpelt und dabei nicht über das Widerrufsrecht belehrt,
sollte nicht durch die Erfüllung des Vertrages geschützt werden.

Art. 10 Abs. 1 VRRL ist eindeutig: Hat der Unternehmer die
Pflichten aus Art. 6 Abs. 1 lit. h VRRL nicht erfüllt – wozu auch
die Information über das Muster-Widerrufsformular gehört – be-
trägt dieWiderrufsfrist ein Jahr und 14 Tage. Daneben beschreibt
Art. 16 Abs. 1 lit. a VRRL die engen Voraussetzungen, unter de-
nen das Widerrufsrecht im Fall von Dienstleistungsverträgen er-
lischt.

2. Der Widerrufsbutton
Bis zum 19.12.2025 hätten die Mitgliedstaaten die für die Um-
setzung der Richtlinie 2023/2673 notwendigen nationalen Vor-
schriften erlassen und verkünden müssen, Art. 2 Abs. 1 RL
2023/2673. Im Januar 2026 haben gerade einmal sechsMitglied-
staaten ihre Umsetzungsgesetze an die EU gemeldet.113) Auch
Deutschland hat die Richtlinie noch nicht umgesetzt. Der Bun-
destag hat am 19.12.2025 dem Umsetzungsgesetz zuge-
stimmt.114) Eine Verkündung im Bundesgesetzblatt dürfte erst
im Februar erfolgen.115)

Zum 19.06.2026 tritt der hier zu betrachtende Teil des Gesetzes
in Kraft. Mit § 356a BGB wird die elektronische Widerrufsfunk-
tion, der sog. Widerrufsbutton, eingeführt.116) Im Vergleich zum
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf hat der
Bundestag noch eine wesentliche Änderung vorgenommen.117)

Gemäß § 356a Abs. 2 BGB muss der Unternehmer dem Verbrau-
cher ermöglichen, verschiedene Informationen bereitzustellen
oder zu bestätigen. Dazu gehören der Name des Verbrauchers

und Angaben zur Identifizierung des Vertrages, oder des Teiles
des Vertrages, den der Verbraucher widerrufen möchte. Außer-
dem soll der Verbraucher Angaben zum elektronischen Kommu-
nikationsmittel tätigen, mit welchem dem Verbraucher eine Ein-
gangsbestätigung für den Widerruf zu übermitteln ist. Im ur-
sprünglichen Gesetzentwurf wurde noch die Wendung „übermit-
telt werden soll“ verwendet.118)

Der Rechtsausschuss begründete die Änderung damit, dass
durch die Umformulierung Unsicherheiten in Bezug auf das
Wahlrecht des Verbrauchers bezüglich des Kommunikationsmit-
tels vermieden werden sollen. Die Eingangsbestätigung sei ent-
sprechend dem Wortlaut der Richtlinie zwingend mit dem vom
Verbraucher angegebenen Kommunikationsmittel zu übermit-
teln.119)

Ein solches absolutes Wahlrecht des Verbrauchers kann nicht
angenommen werden.120) Der Richtlinie lässt sich nicht entneh-
men, dass ein Unternehmer spezielle Kommunikationsmittel
einzurichten hat, weil der Verbraucher ein solches wählt. Nennt
der Verbraucher als elektronisches Kommunikationsmittel etwa
seine Threema-ID oder seinen Telegram-Benutzernamen, wäre
nach der Auffassung des Rechtsausschusses der Unternehmer
verpflichtet, sich einen entsprechenden Account anzulegen, um
dem Verbraucher dann die Eingangsbestätigung per Threema
bzw. Telegram zu übermitteln. Es kann vom Unternehmer nicht
erwartet werden, dass er Nutzungsverträge mit allen weltweit
verfügbaren Messenger-Diensten eingeht, nur weil ein Verbrau-
cher einen solchen Dienst möglicherweise irgendwann einmal
im Rahmen der elektronischen Widerrufsfunktion angibt.

Es ist dabei zu beachten, dass auf Seiten der Unternehmen voll-
kommen automatisierte Prozesse ablaufen und die Eingangsbe-
stätigungen nicht manuell versendet werden. Daneben ist zu be-
rücksichtigen, dass der Unternehmer eventuell kein Interesse
daran hat, dass bestimmte Konzerne als Anbieter von Messen-
ger-Diensten Kenntnis davon haben, dass der Unternehmer mit
einem bestimmten Verbraucher kommuniziert. Des Weiteren
kann der Unternehmer nicht dazu verpflichtet werden, ein elek-
tronisches Kommunikationsmittel zu verwenden, wenn der An-
bieter etwa keine datenschutzrechtlichen Grundlagen einhält
und z. B. keine Verträge nach Art. 26 oder 28 DSGVO schließen
möchte. Je nach Sitz des Anbieters wäre die Verwendung für den
Unternehmer eventuell rechtswidrig, weil die Voraussetzungen
des Kapitel V der DSGVO nicht vorliegen oder der Anbieter des
Dienstes sanktioniert ist.

Das Wahlrecht des Verbrauchers sollte daher einschränkend da-
hingehend verstanden werden, dass nur solche elektronischen
Kommunikationsmittel für die Eingangsbestätigung verwendet
werden können, deren aktive Nutzung der Unternehmer kom-
muniziert.121) Sofern der Unternehmer etwa auf Kontaktseiten,
im Impressum oder an anderen Stellen in seinem Online-Shop
verschiedene elektronische Kommunikationsmittel nennt, über
die man mit ihm aktiv kommunizieren kann, so sollte der Ver-
braucher auch all diese Mittel im Rahmen der elektronischen
Widerrufsfunktion angeben bzw. bestätigen können und der Un-
ternehmer ist sodann verpflichtet, diese für die Übermittlung der
Eingangsbestätigung zu verwenden.

V. Fazit
Erneut hat sich gezeigt, dass es noch immer zahlreiche Heraus-
forderungen in Bezug auf das Widerrufsrecht gibt. Aktuell schei-
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110) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 45.
111) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 46.
112) BGH, 22.10.2025 – I ZR 192/24, WRP 2025, 1576, Rn. 47.
113) https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/NIM/?uri=CELEX:32023L2673.
114) Plenarprotokoll 21/51, S. 6128.
115) Der Bundesrat hat am 30.01.2026 beschlossen, einen Antrag nach Art. 77 Abs. 2 GG

nicht zu stellen. Das Gesetz ist am 05.02.2026 verkündet worden: BGBl. I Nr. 28 vom
05.02.2026.

116) Zum Überblick über die zu Grunde liegende Richtlinie Becker/Rätze, WRP 2024,
280, 286 ff.

117) Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung ausführlich: Rätze, WRP 2025, 1398; Aß-
falg, GPR 2025, 249; noch zum Referentenentwurf Wiebe/Sengül, WRP 2025, 574.

118) Vgl. BT-Drs. 21/1856, S. 9.
119) Vgl. BT-Drs. 21/3345, S. 48.
120) So aber wohl Schmidt-Kessel, Ausschussdrucksache 21(6)23e, S. 11, der das Wahl-

recht lediglich durch die Grenzen des Missbrauchsverbot eingeschränkt sieht.
121) A. A. Schmidt-Kessel, Ausschussdrucksache 21(6)23e, S. 11.
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nen sich die Fragen zu den Themen Belehrungspflichten und
rechtsmissbräuchliche Ausübung des Widerrufsrechtes sowie
der Pflicht zur Leistung von Wertersatz bei den für Baustreitig-
keiten zuständigen Senaten zu häufen. Gerade im Handwerk
werden häufig Verträge geschlossen, bei denen demVerbraucher
ein situatives Widerrufsrecht zusteht. Die Unternehmer sollten
daher Prozesse vorsehen, die sicherstellen, dass auch bei einem
auf der Baustelle geschlossenen Vertrag ordnungsgemäß über
das Widerrufsrecht belehrt wird.

Auch Online-Händler müssen sich weiterhin mit demWiderrufs-
recht beschäftigen und Prozesse anpassen. Der verpflichtend zur
Verfügung zu stellende Widerrufsbutton birgt neue Risiken. Die
zahlreichen unklaren Rechtsbegriffe werden erst durch die
Rechtsprechung geklärt werden müssen, was erfahrungsgemäß
einige Jahre in Anspruch nehmen wird.

Da der Gesetzgeber verpasst hat, das „meist vollkommen unnö-
tige“122) Muster-Widerrufsformular abzuschaffen, bleibt zu hof-
fen, dass der EuGH die Pflicht zur Übermittlung des Formulars
durch Auslegung lockern wird. Allerdings dürfte diese Hoffnung
enttäuscht werden, da es den Gerichten angesichts des klaren

und eindeutigen Wortlautes der Richtlinie verwehrt bleibt, das
nutzlose Formular für derart unwichtig zu erklären, dass ein
Fehlen der Bereitstellung keine Auswirkungen auf den Lauf
der Widerrufsfrist hat. Gerade durch die elektronische Wider-
rufsfunktion verliert das Formular in Zukunft noch weiter an
Bedeutung.

Weiterhin ist zu empfehlen, dass Unternehmer das gesetzliche
Muster-Widerrufsformular für die ordnungsgemäße Belehrung
verwenden sollten, auch wenn dies zahlreiche Fehler enthält.123)

Der Gesetzgeber wird der Versuchung kaum widerstehen, weiter
am Widerrufsrecht zu wirken. Die Hoffnung, dass allzu bürokra-
tische Auswüchse dabei korrigiert und Unklarheiten beseitigt
werden, hat sich mit Blick auf die Vergangenheit zerschlagen.
Angesichts der bisherigen Betrachtungen zu den Problemen
beim Widerrufsrecht steht es bislang vier zu null gegen die Un-
ternehmer.

122) Wendehorst, NJW 2023, 2155, 2157.
123) Siehe zu den zahlreichen Fehlern im Muster ausführlich Rätze, WRP 2023, 658.

RA Evgeny Pustovalov, Köln*

Von der (fehlenden) Verkehrsfähigkeit von Tabak- und
Nikotinbeuteln
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IV. Fazit

Der Beitrag befasst sich mit der Verkehrsfähigkeit von Tabak- und
Nikotinbeuteln und deren rechtlichen Einordnung. Behandelt wer-
den insbesondere das Verhältnis zur Kategorie „Kautabak“, die
Einstufung als Lebensmittel, in Betracht kommende Verbotstatbe-
stände nebst im Verletzungsfall drohenden Sanktionen sowie die
Handhabung der Produkte in der Vertriebspraxis und der Rechts-
anwendung.

I. Einleitung
Die Frage nach der Verkehrsfähigkeit von Tabak- und Nikotin-
beuteln hat sich in der beratenden Praxis der letzten Jahre fest
etabliert. Im Fokus stehen dabei das schwedische bzw. skandina-
vische Traditionsprodukt Snus, bei dem es sich um eine bestimm-
te Art zerkleinerten und meist in kleinen Beuteln portionierten
Tabaks zum Einklemmen zwischen Lippe und Zahnfleisch han-
delt, sowie (mittlerweile deutlich mehr) diverse „snusartige“ Va-
riationen, die ebenfalls tabak- oder „nur“ nikotinhaltig sind. Die
Nachfrage ist groß. Dementsprechend groß ist auch das Interesse
derHändler an demVertrieb, aber auch an der Rechtsberatung im
Zusammenhang mit der Verkehrsfähigkeit der Produkte. Denn,
wie häufig der Fall, ist die einschlägige Gesetzeslage in weiten
Teilennicht eindeutig unddieRechtsprechungkommtdenMarkt-
entwicklungen nur langsam hinterher, so dass eine wirklich zu-
verlässige Orientierung kaum möglich erscheint. Dieser Beitrag
gibt hierzu einen Überblick und eine Einschätzung.

II. Rechtliche Einordnung und Verkehrsfähigkeit

1. Kau- und Tabak zum (sonstigen) oralen Gebrauch

a) Definitionen
Die Kategorie „Tabak zum oralen Gebrauch“ erfasst nach § 1
Abs. 1 Nr. 1 TabakerzG i. V.m. Art. 2 Nr. 8 RL 2014/40/EU:
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